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Vorwort 

Am Anfang der Untersuchung stand die Anregung meines verehrten 
Lehrers, Herrn Professor Dr. Walther Hadding, die tradierte Argumen-
tation mit einem "Leibrentenstammrecht" aus dem Blickwinkel einer 
systematischen Schuldrechtslehre kritisch zu würdigen. Der eigenen 
Neigung entsprach es, damit die Fragestellung zu verbinden, wie sich 
die Übemahme einer solchen Begriffsbildung ins Steuerrecht auswirkt; 
denn das "Stammrecht" wiederkehrender Leistungen führt in wenig 
geklärte Bereiche des Steuerrechts. Dabei gewonnene Erkenntnisse 
kamen schließlich dem ursprünglichen zivilrechtliehen Ansatz wieder 
zugute. 

Die Untersuchung ist im Sommersemester 1981 von dem Fachbereich 
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften der Johannes Gutenberg-Uni-
versität als Dissertation angenommen worden. Rechtsprechung und 
Schrifttum sind auf dem Stand Mitte 1984 berücksichtigt. 

Herm Professor Dr. Walther Radding habe ich vor allem für die 
Förderung während der Zeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter an 
seinem Lehrstuhl zu danken. Mein Dank gebührt ebenso Herrn Professor 
Dr. Otto Mühl für das Zweitgutachten und die darin enthaltenen An-
regungen. 

Taunusstein, im Juni 1984 Reinhard W elter 
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A. Einführung 

Vor fast zwanzig Jahren hat der Bundesfinanzhof in einem grund-
legenden Urteil1 entschieden, daß der Begriff "Leibrente" in§ 10 Abs. 1 
Nr. 1 (jetzt Nr. 1a) und § 22 Nr. 1 Buchst. a EStG "nach den Grund-
sätzen des bürgerlichen Rechts" zu bestimmen sei. Das Gericht führt 
den "Grundsatz der Einheit der Rechtsordnung" dafür an, daß Begriffe, 
die im bürgerlichen Recht einen festen Inhalt hätten, im Interesse der 
Rechtsklarheit und Rechtssicherheit auch im Steuerrecht in demselben 
Sinn auszulegen seien. Eine Ausnahme, der nicht weiter nachgegangen 
wird, gelte nur dann, wenn diese zivilrechtliehen Begriffe nach dem 
erkennbaren Willen des Gesetzgebers im Steuerrecht einen anderen 
Sinn haben sollen. 

Mit dieser Entscheidung des Bundesfinanzhofs, die zwischen den 
§§ 759 bis 761 BGB und den §§ 9 Abs. 1 Nr. 1, 10 Abs. 1 Nr. 1a und 22 
Nr. 1 Buchst. a EStG eine Verbindung herstellt, ist das Thema der vor-
liegenden Untersuchung in zweifacher Hinsicht angesprochen. Als Son-
derform wiederkehrender Bezüge nimmt nämlich die Leibrente sowohl 
im Steuerrecht als auch im Zivilrecht eine herausragende Stellung ein. 
Dazu trägt neben der angeführten gesetzlichen Regelung der Umstand 
bei, daß die Leibrente vor allem im Zivilrecht eine dogmatische Auf-
arbeitung erfahren hat, die sonstigen wiederkehrenden Bezügen nicht 
zuteil geworden ist. Darüber hinaus läßt die Verwendung des Arguments 
"Einheit der Rechtsordnung" erkennen, daß das fragliche Auslegungs-
problem in einem größeren rechtssystematischen Zusammenhang gese-
hen werden muß. Um einen Ausgangspunkt für die weiteren Unter-
suchungen zu finden, soll zunächst dieser Aspekt der Themenstellung 
näher beleuchtet werden. 

I. Das Umfeld des zu behandelnden Problems 

Als Ausgangspunkt kann der Hinweis dienen, daß "das Verhältnis 
des Zivilrechts zum Steuerrecht" angesprochen ist. Auch derjenige, der 
mit den Einzelheiten der vielfältigen Fragestellungen, die seit Jahr-
zehnten unter diesem Etikett behandelt werden, nicht vertraut ist, 
kann sich anhand naheliegender Überlegungen das grundlegende 
Spannungsverhältnisz zwischen diesen beiden Rechtsgebieten vergegen-
wärtigen. 

1 BFH, Urt. v. 29. 3. 1962 - VI 105/61 U -, BStBl. III 1962, 304, 305. 



20 A. Einführung 

Auf der einen Seite steht das Steuerrecht als Grundlage einer hoheit-
lichen Eingriffsverwaltung'. Ihre Strukturen werden u. a. von zwei 
keineswegs immer parallel wirkenden Kräften bestimmt. Der ausge-
prägte Massencharakter dieser Eingriffsverwaltung läßt dem Gesichts-
punkt der Verwaltungseffizienz unverhältnismäßig große Bedeutung 
zukommen4• Hierdurch werden einer immer weitergehenden Düferen-
zierung des steuerrechtliehen Beurteilungsrasters von vorneherein ge-
wisse Schranken gesetzt. Zum anderen legt das Verfassungsrecht 
Rahmenbedingungen des Steuerrechts fest5• Vor allem ein weit ver-
standenes Willkürverbot (Art. 3 Abs. 1 GG)8 kann einen kaum abzu-
schätzenden Einfluß auf das Steuerrecht haben. 

Ein völlig anderes Bild ergibt sich, wenn man die Grundstrukturen 
des Zivilrechts ins Auge faßt. Weitgehend ungehindert entfaltet sich 
hier die Privatautonomie, die den Bürgern selbst die rechtliche Gestal-
tung ihrer Lebensverhältnisse überläßt1. Die damit verbundene Freiheit 
in Form und Inhalt, die ein unendlich großes Differenzierungspotential 
umfaß~, läßt jedes schematische Beurteilungsraster unangemessen 
erscheinen. Selbst wenn z. B. im Sachenrecht gewisse zwingende Rah-
menbedingungen vorgegeben sind, orientieren diese sich an anderen 
Maßstäben und Erfordernissen als den zuvor beschriebenen des Steuer-
rechts. 

Der soeben umrissene Befund gewinnt sein Gewicht durch die weitere 
Feststellung, daß trotz aller Gegensätze8 das Steuerrecht immer wieder 
auf das Zivilrecht zurückgreifen muß10• Das Steuerrecht knüpft zwar an 

: Kruse, NJW 1970, 2185 mit dem Hinweis, daß dieses Spannungsverhält-
nis von dem jeweiligen "Steuerdruck" abhänge. 

3 Meilicke, S. 1; Weber-Fas, S. 86; Grund, S. 27 ff.; Spanner, S. 181; Mers-
mann, JbFfSt 1968/69, 9, 12 ff.; Kruse, NJW 1970, 2185, 2189; Wassermeyer, 
StuW 1979, 209, 211; Crezelius, Rechtsanwendung, S . l78. 

4 Vgl. zu diesem Gesichtspunkt BFH, Urt. v. 28. 2. 1958 - III 125/57 S -, 
BFHE 66, 467, 505; Urt. v. 24. 2. 1961 - VI 84/60 U -, BStBl. 1961, 188, 189; 
ferner Grund, S. 27, 30. 

' Paulick, DStR 1975, 564 mit dem Hinweis auf eine Bemerkung von Hen-
sel: "Steuerrecht ist rechtsstaatlich geordnetes Eingriffsrecht", ferner Hartz, 
JurJb 1969/70, S. 48, 63 ff.; Friauf, JbFfSt 1971/72, 72 ff. 

8 Spitaler, DStR 1962, 29, 31, der diesem Gesichtspunkt den "liberalen 
Geist" des bürgerlichen Rechts gegenüberstellt; ferner Friauf, JbFfSt 1971/ 
72, 72, 90 ff.; Vogel, JbFfSt 1970/71, 49, 53 ff. und JbFfSt 1978/79, 34, 51 sowie 
Tipke, JZ 1975, 558, 559. 

7 Löhlein, S. 135, 136; Weber-Fas, S. 86; Kruse, NJW 1970, 2185, 2189; Cre-
zelius, Rechtsanwendung, S. 178 und insb. zu den hier geltenden Grenzen in 
der "realen Zivilrechtsordnung", S. 317 ff. 

a Tipke, JuS 1970, 149, 154; Littmann, FR 1961, 485; Vogel, StuW 1980, 206, 
209; vgl. zu den gesellschaftsrechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten und deren 
Bezügen zum Steuerrecht Flämig, JuS 1978, 741. 

8 Dazu näher Hartz, JurJb 1969/70, S. 48, 55. 
10 Roellecke, S. 481, 492; Wenz, S. 299, 300. 
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wirtschaftliche Sachverhalte an. Diese ergeben sich jedoch in der Regel 
durch eine Teilnahme am bürgerlich-rechtlichen Verkehr und spiegeln 
deshalb die Gestaltungsmöglichkeiten und Formen des bürgerlichen 
Rechts wider11• Läßt sich also allgemein das bürgerliche Recht als die 
rechtliche Ausdrucksform der privaten Wirtschaftsordnung bezeichnenu, 
so liegt es auch für die steuerrechtliche Beurteilung nahe, sich an dieser 
Ausdrucksform zu orientieren. 

Geht man der Frage nach, inwieweit sich das Steuerrecht anhand 
eigener Regeln über diesen ersten zivilrechtlich orientierten Zu-
griff hinaus entwickeln kann, so öffnet sich der Blick dafür, daß 
damit das Selbstverständnis des Steuerrechts und der Steuerrechts-
wissenschaft angesprochen ist. Hier wird darüber diskutiert, ob das 
Steuerrecht dem Zivilrecht unabänderlich "aufgepfropft"13 ist oder ob 
nicht durch eine emanzipatorische Bewegung "übertriebener Liberalis-
mus und Formalismus"14 des Zivilrechts in einer Weise überwunden 
werden können, die sich zugleich als Weiterentwicklung der gesamten 
Rechtsordnung darstellen würde. Auf den zweiten Blick wird sogar 
erkennbar, daß die bis heute divergierenden15 Ansichten über die 
emanzipatorischen Möglichkeiten des Steuerrechts jeweils verschiedene 
Haltungen gegenüber rechtstheoretischen und methodischen Grund-
fragen widerspiegeln16• Diese Zusammenhänge werden am ehesten bei 
einer Betrachtung der geschichtlichen Entwicklung deutlich, die daher 
im folgenden kurz umrissen werden soll. 

11. Der geschichtliche Hintergrund 

1. Die Zeit bis zum Ersten Weltkrieg 

Die Lage zu Beginn dieses Jahrhunderts ist gekennzeichnet durch die 
unangefochtene Vorherrschaft des Zivilrechts17• Diese wird etwa dadurch 
augenfällig, daß man z. B. die in den §§ 134 und 138 BGB ausgesprochene 
Sanktion der Nichtigkeit eines Rechstgeschäfts auch auf die Entstehung 

11 Tipke, .JbFfSt 1970/71, S. 102, 109; ders., .JuS 1970, 149, 150 und JZ 1975, 
558, 560; vgl. auch Littmann, FR 1961, 485; Leibrecht, S. 51; Weber-Fas, S. 87 
und v. Wams, NWB, Fach 2, S. 3537. 

12 Enneccerus I Nipperdey, BGB AT, § 15 I 2, S. 73; Leibrecht, S. 51, 65; 
Großfeld, S. 12. 

13 Hensel, S. 217, 242; ders., StuW 1925, Sp. 1968. 
u E. Becker, StuW 1934, Sp. 299, 302, 306. 
1s Tipke, Resümee, s. 229, 230. 
18 Rosenbaum, S. 36 ff. wie Crezelius, Rechtsanwendung, S. 256 zutreffend 

feststellt, stehen dahinter wieder Änderungen der Staatsauffassung. 
17 Polland, S. 14, 15; C. H. Esser, S. 16; v. Waltis, JbFfSt 1972/73, 11; ders., 

Gedenkschr. Spitaler, S. 207, 208. 
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